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Thema: Sparpaket der Bundesregierung
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gab als in diesem Jahr. Eine Rückführung des Ansatzes ist deshalb aus haushalterischer Sicht sogar


geboten. Desweiteren werden aus Pflichtleistungen nun Ermessensleistungen.


Darüberhinaus soll der befristete Zuschlag vom Übergang von ALG I in ALG II gestrichen werden.


Diese Zahlung ist aus heutiger Sicht überholt und vermindert die Anreize zur Aufnahme einer


Beschäftigung.


Daneben soll der Zuschuss an die Rentenversicherung bei ALGII-Empfängern gestrichen werden. Bei


dieser Maßnahme handelt es sich um einen großen Haushaltsposten (1,8 Mrd. €) mit minimaler


Wirkung für die Betroffenen. So gehen ALGII-Empfängern durch die Streichung der Mittel lediglich


2,24 € Rentenansprüche pro Jahr verloren. Da Arbeitslosigkeit in der Regel kein Dauerzustand ist, ist


deshalb mit minimalen Auswirkungen für die Empfänger zu rechnen.


Einen für alle Schichten spürbaren Einschnitt gibt es beim Elterngeld. Ganz ohne Schmerzen geht es


nicht. Auf der einen Seite wurde das Elterngeld für ALGII-Empfänger gestrichen. Auf der anderen


Seite wurde der Anspruch auf Leistungen für Lohnempfänger von 67 auf 65 Prozent des letzten


Nettogehaltes gesenkt (soweit dieses 1240 Euro/Monat übersteigt). Das Elterngeld ist eine


Lohnersatzleistung, die Einbeziehung von ALGII-Empfängern war daher schon immer systemfremd.


Außerdem führt die Umsetzung eines Urteils des Bundesverfassungsgerichts zu der Berechnung von


ALG II bei Kindern zu erwarteten Mehrausgaben von 900 Mio. € im nächsten Jahr. Somit kommt es


trotz Streichung des Elterngeldes zu einer Kompensation in diesem Bereich.


Außerdem soll der Heizkostenzuschuss für Wohngeldempfänger wieder gestrichen werden. Dieser


wurde in einer Zeit eingeführt, als die Kosten für Heizöl und Gas enorm gestiegen waren. Diese


Grundlage besteht heute nicht mehr.


2. Wirtschaft


Aber auch auf Seite der Unternehmen wird gespart. So sollen Steuervergünstigungen für


energieintensive Unternehmen reduziert werden. Damit werden steuerliche Subventionen abgebaut,


die heute nicht mehr zeitgemäß sind. Ein geplante ökologische Luftverkehrsabgabe nimmt lediglich


die Einbeziehung der Luftfahrt in den CO2-Emissionshandel ab 2013/2014 vorweg. Die Beiträge


sollen nach Preis, Lärm und Verbrauch differenziert werden.


Darüber hinaus soll ein Großteil der zusätzlichen Gewinne aus der Verlängerung der Laufzeit von


Kernkraftwerken durch einen steuerlichen Ausgleich abgeschöpft werden. Es ist dabei eine Illusion


der Opposition, zu fordern, sämtliche Zusatzgewinne abzuschöpfen. Welchen Sinn hat der Betrieb


eines Unternehmens wenn 100% der Gewinne vom Staat einkassiert werden? Mit knapp 10 Mrd. €


bis 2014 leistet dieser Bereich einen enormen Beitrag zur Sanierung des Haushaltes, den es ohne die


Verlängerung der Laufzeiten nicht gäbe.


Zusätzlich soll sich der Bankensektor an den Kosten der Krise beteiligen. Schnellschüsse, wie sie die


SPD jetzt fordert, sind in diesem Bereich nicht möglich, da hier auch internationale bzw. europäische


Absprachen getroffen werden müssen. Eine Finanztransaktionssteuer, wie von SPD, Linken und


Grünen vorgeschlagen, löst nicht alleine das Haushaltsproblem und verhindert nebenbei noch –wie


im Alleingang- Finanzmarktspekulationen. Hier macht es sich die Opposition zu einfach. Wir wollen


eine intelligente Lösung. Finanzminister Schäuble hat dabei zugesichert, dass, wenn internationale


und europäische Anstrengungen erfolglos sind, eine Initiative für eine Finanzmarktsteuer in der


Eurozone zu verfolgen. Eine rein nationale Börsenumsatzsteuer ist vom Finanzministerium bereits







geprüft worden. Sie hätte wahrscheinlich sogar einen negativen Effekt auf Haushalt und Wirtschaft,


da die Marktteilnehmer einfach in ein anderes Land der Euro-Zone ausweichen würden. In einer


globalisierten Welt sind solche Alleingänge immer schädlich.


3. Verwaltung


Im Bundesverwaltung werden mittelfristig 4 Mrd. € eingespart. Über alle Ressorts hinweg erfolgt im


Moment die Umsetzung der Kürzungen. Vor allem im Bereich der Verwaltungsausgaben sowie der


Programm-Titel werden Einsparungen vorgenommen, die bereits im Haushaltsentwurf 2011 sichtbar


sein werden. Aus einem meiner Bereiche, dem Wirtschaftsministerium, kann ich bereits berichten,


dass die Kürzungen komplett umgesetzt werden. Einfach war dies nicht. Ich prophezeie hier auch


noch heftige Diskussionen im Parlament, wenn wir in die Haushaltsberatungen gehen.


Darüber hinaus soll die Bundesverwaltung personell weiter verschlankt werden. Bis 2014 sollen


dauerhaft 10.000 Stellen abgebaut werden. Außerdem werden die Bezüge für Beamte in 2011 um


2,5% abgesenkt. Allein diese Maßnahmen zeugen davon, dass das gesamte Sparpaket ausgewogen


und über alle Bereiche hinweg gerecht verteilte Maßnahmen vornimmt. Von Einseitigkeit oder


Sozialer Kälte kann nicht die Rede sein.


Trotzdem gestalten


Trotz und gerade wegen der Sparmaßnahmen sind die Zukunftsausgaben für Bildung und Forschung


nicht in Gefahr. Die Regierung hält am Ziel fest, bis 2013 12 Mrd. € zusätzlich dafür bereit zu stellen.


Ebenso wurde durch die erreichten Einsparungen im Haushalt ein Zuschuss von 2 Mrd. € an die


gesetzlichen Krankenkassen ermöglicht. Dies reduziert den Druck auf die Beiträge und entlastet


somit die Bürger.


Wie geht es weiter


Die Maßnahmen aus dem Sparpaket werden bereits im Haushaltsentwurf für das Jahr 2011, der


Anfang Juli vom Kabinett verabschiedet wird, sichtbar werden. Ein Großteil der Einsparungen macht


es jedoch nötig, bestimmte Gesetze zu ändern. Aus diesem Grund wird das Kabinett ein Begleitgesetz


zum Haushalt im August beschließen. Die Beratungen zum Haushalt beginnen dann im September.


Die Verabschiedung von Haushalt und Begleitgesetz erfolgt dann regulär Mitte Dezember.


Natürlich wird das Parlament zwischen Kabinettsentwurf und Verabschiedung der Gesetze


Veränderungen vornehmen. Das sind die verbrieften Rechte des Parlaments. Es ist also sehr


wahrscheinlich, dass am Sparpaket in seiner Form noch Änderungen vollzogen werden.


Steuererhöhungen dürfen jedoch keine Sparanstrengungen ersetzen. Vielmehr werden sich die


Haushälter der FDP-Fraktion dafür einsetzen, zusätzliche Ausgabenreduzierungen vorzunehmen.


Ihre Ulrike Flach








Abschaffung von Mitnahmeeffekten bei 
Energiesteuervergünstigungen


Ökologische Luftverkehrsabgabe*)


Zwischensumme


Steuerlicher Ausgleich der Kernenergiewirtschaft


Bahndividende


Beteiligung des Bankensektors an den Kosten der 
Finanzmarktkrise
Wiedereinführung des Fiskusprivilegs im 
Insolvenzverfahren


Zwischensumme


Ersatz Pflicht- durch Ermessensleistungen
(SGB II + SGB III)


 - Einsparungen Bund


 - Einsparungen BA


Abschaffung befr. Zuschlag Alg II


Abschaffung Zuschuss an Rentenversicherung
bei Alg II


Wegfall Erstattungen einigungsbedingte Leistungen an 
die Rentenversicherung (§ 291c SGB VI)


Effizienzverbesserungen bei der 
Arbeitsmarktvermittlung bei SGB II


Zwischensumme Arbeitsmarkt


Abschaffung Elterngeld bei Alg II


Begrenzung des Elterngeldes


Zwischensumme Elterngeld


Wohngeld (Streichung Heizkostenzuschuss)


Zusätzlicher Steuerzuschuss GKV -2,0


Zwischensumme


Streitkräftereform


Kürzung flexibilisierte Ausgaben


Kürzung dispon. Ausgaben


zusätzliche disponible BMVBS


Kürzung dispon. Ausgaben
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0,3 0,3 0,3 0,3


0,2 0,2 0,2


5,3


4,3 6,3 8,7 10,2


0,3 0,3 0,2 0,2


1,0


2,3 2,3 2,3 2,3


*) 2013 und 2014 ggfs.durch CO2-Emissionszertifikate


Beteiligung von Unternehmen
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                     davon BMVg


Anpassung Verwaltungsausgaben (Kürzung Bezüge; 
Stellenkürzung)


Zwischensumme


Verschiebung Berliner Schloss auf 2014


Zinsersparnis durch NKA Reduktion


Zwischensumme


Summe


Bedarf zur Einhaltung der Schuldenbremse 
(angepasster HH 2010)


Globale Minderausgabe


Neuer Fehlbetrag


11,1 17,1 25,7


0,5 1,0 1,5 2,0


5,6


-2,0 1,0 0,2-0,1


11,2 19,1 24,7 26,6


32,4


0,6 1,1 1,7 2,0


0,1 0,1 0,2


Weitere Maßnahmen


0,8 0,8 0,8 0,8


2,3 3,3 3,9 3,9


0,6 1,1 1,3 1,3









